HMKANTON

» solothurn

Regierungsratsbeschluss vom 11. Juli 2006
Nr. 2006/1384
KR.Nr. A 033/2006 (DDI)

Auftrag Kurt Friedli (CVP, Hagendorf): Pramienverbilligung in der Sozialhilfe vom 22. Marz 2006;

Stellungnahme des Regierungsrates

1. Vorstosstext

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Praxis fiir die Pramienverbilligung fiir Sozialhilfeempfanger da-
hingehend zu &ndern, dass die Krankenkassenprémie direkt Uber die Sozialhilfe bezahlt wird, und die

Abrechnung seitens der Ausgleichskasse mit der Einwohnergemeinde (Sozialdienste) erfolgt.

2. Begriindung

Bisheriges Verfahren: Ist eine Person auf Sozialhilfe angewiesen und wird diese z.B. auf 1. Marz
festgelegt, erfolgt seitens der Sozialdienste eine entsprechende Anmeldung zur Prédmienverbilligung bei
der Ausgleichskasse. Ab diesem Zeitpunkt wird die Durchschnitispréamie gesprochen, (riickwirkend)
vergltet und der entsprechenden Krankenkasse Uberwiesen. Weil die ganze Umsetzung entsprechend
Zeit erfordert, lauft in dieser Zeit das Inkassowesen der Krankenkasse weiter, d.h. es kdnnen Mah-
nungen, Leistungsaufschiibe usw. erfolgen, welche von den Sozialdiensten mit entsprechender Kor-
respondenz und dem damit verbundenen Arbeitsaufwand aufgefangen werden muss. Ist die Prdmien-
verbilligung gesprochen, wird sie fir das ganze Jahr (d.h. bis 31.12.) der Krankenkasse (iberwie-
sen. Regelt sich nun die finanzielle Situation bei der sozialhilfeempfangenden Person per Mai und

sie ware in der Lage, die Pramie selber zu bezahlen, ist dies bereits fiur das ganze Jahr erledigt.

Neues Verfahren: Es wéare daher einfacher, wenn die jeweiligen Sozialdienste die Pramien vorfinan-
zieren und im Nachgang mit der Ausgleichskasse das Abrechnungsverfahren durchfiihren wirden. Mit
dieser Praxis konnten einige administrative Abldufe vereinfacht werden, zudem wirden Pramienverbilli-
gungsgelder gezielter ausgerichtet (teilweise eingespart). Der VSEG, sowie viele Vorsteher von So-

zialamtern (vorab der drei Stadte) suchen seit einiger Zeit diese Losung.

Ich ersuche den Regierungsrat, diese LOsung entsprechend umzusetzen.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

3.1 Vorbemerkungen

Vorab sind zum vom Auftragsteller geschilderten Verfahren beziiglich der Auszahlung der Pramienver-
billigung in der Sozialhilfe einige Prazisierungen anzubringen. Die Sozialdienste melden der Aus-

gleichskasse des Kantons Solothurn (AKSO) bis zum 30. November die voraussichtlichen Sozialhil-



febezuger per 1. Januar des Folgejahres. Die AKSO veranlasst die Produktion von speziellen Sozial-
hilfeantrégen und stellt diese den Sozialdiensten zu. Die Antrdge werden durch die Sozialdienste
Uberprift und zur Bezahlung an die AKSO =zuriickgesandt. Bezahlt wird dann die Prdmie der Grund-

pflegeversicherung, im Maximum die kantonale Durchschnittsprémie, an die Krankenversicherer.

Gemass Vertrag zwischen dem Departement des Innern, der Ausgleichskasse des Kantons Solothurn
und dem Verband solothurnischer Krankenversicherer (heute santésuisse), erhalten die Krankenkas-
sen pro Auszahlung einen elektronischen Datentrdger zugestellt. Die Daten kdnnen direkt eingelesen
und verarbeitet werden. Der Kanton Solothurn muss flir die Verarbeitung der Pramienverbilligung

durch die Krankenkassen keine spezielle Gebiihr bezahlen.
3.2 Zum Verfahren

Das vom Auftragsteller vorgeschlagene Verfahren birgt in verschiedener Hinsicht Probleme in sich. So
ist es bei einer Vorfinanzierung durch die Gemeinden mit nachtraglicher Abrechnung der AKSO nicht
mehr moglich, zu Uberprifen, ob die Pramienverbiligung zweifach ausbezahlt wird (Auszahlung unter
Umstdnden einmal durch die AKSO im ordentlichen Verfahren und einmal durch die Gemeinde im

Verfahren Sozialhilfe ). Doppelzahlungen und Inkassoverarbeitungen (Riickforderungen aus Doppelzah-

lungen, Mahnungen, Betreibungen usw.) waéren die Folge.

Eine ordentliche Zahlung nach Beendigung des Sozialhilfebezuges im laufenden Jahr, muss aus
technischen Grinden direkt an den Beziiger ausbezahlt werden. Ob die Betrdge dann zweckgebun-
den fiur die Bezahlung der Pramienverbilligung verwendet werden, kann nicht garantiert werden. Dies
konnte zu Verlustscheinen fiihren, welche dann wiederum durch die Pramienverbilligung ein zweites

Mal bezahlt werden missten.

Da die Daten nicht mehr zentral erfasst wirden, koénnten die jahrlichen Bundesstatistiken nicht mehr,
wie vom Bundesamt fiir Gesundheit verlangt, zur Verfigung gestellt werden. Es musste ein neues
Modell zur Erfassung der entsprechenden Daten entwickelt werden. Einen Datentransfer an die Kran-
kenversicherer mittels elektronischem Datentrager konnte, wie vertraglich vereinbart, auch nicht mehr

erfolgen.

Das geltende Verfahren ist zudem schnell und effektiv. So wurden im Jahr 2006 3’185 Sozialhilfe-
Antrage, in der Hohe von 7'163'994 Franken, bereits am 3. Februar verfiigt und am 14. Februar
bezahlt. Durch die mit hochster Prioritat getatigte Verarbeitung der Antrdge dirften keine Betreibun-

gen ausgestellt und keine Leistungsaufschiibe gesprochen worden sein.

In einem Pilotprojekt mit verschiedenen Gemeinden, darunter auch den Stadten Olten und Solothurn,
wurde bereits im Jahre 2001 ein ahnliches Verfahren gepriift. Dabei wurde den Gemeinden 70% der
mutmasslichen Pramienverbilligung zur weiteren Abwicklung vorausbezahlt. Es hat sich dabei gezeigt,
dass sich der administrative Aufwand der Gemeinden, insbesondere durch die zeitraubenden Abkla-
rungen mit den Krankenversicherern, betrachtlich erhoht hat. Demgegeniber haben sich die Einspa-
rungen als &usserst marginal erwiesen. Aufwand und Ertag waren mithin in keinem verniinftigen Ver-

haltnis, so dass auf die flachendeckende Einfiihrung dieser Praxis verzichtet wurde.

Schliesslich ist auch fraglich, ob eine Bevorschussung der Prdmien durch die Gemeinden von diesen
wirklich begrisst wirde. Unsere Erfahrungen haben vielmehr gezeigt, dass derartige Bevorschussun-

gen von den Einwohnergemeinden eher widerwillig vorgenommen werden.



3.3 Zusammenfassung

Das neue Verfahren wirde die Ablaufe in der Praxis nicht vereinfachen sondern komplizieren. Die

IPV-Daten kénnten von den Sozialdiensten nicht elektronisch, geméass Vereinbarung, Ulbermittelt wer-

den. Das heutige Verfahren ist zudem schnell, die Fehlerquote ist sehr gering, die Krankenversiche-

rer haben einen Ansprechpartner und die Abrechnung mit den Krankenversicherern lauft seit Jahren

erfolgreich.

4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklarung.

L EhoaM,

Dr. Konrad Schwaller
Staatsschreiber

Vorberatende Kommission

Sozial- und Gesundheitskommission

Verteiler

Departement des Innern, ASO (5)
Ausgleichskasse

Aktuarin SOGEKO
Parlamentsdienste

Traktandenliste Kantonsrat



	1. Vorstosstext
	2. Begründung
	3. Stellungnahme des Regierungsrates
	3.1 Vorbemerkungen
	3.2 Zum Verfahren
	3.3 Zusammenfassung

	4. Antrag des Regierungsrates

